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Michael Meister
geboren 1974, 
Mitglied des Landtages 
seit September 2021

 INTERVIEW MIT
MICHAEL MEISTER

Wie kommen die 
Rostocker durch den 
bevorstehenden Winter?

Während die Bundesregierung 
erst kürzlich ein drittes 
Entlastungspaket beschlossen 
hat, bleibt die Frage für viele 
Betroffene im Raum stehen, ob 
dieses denn in Anbetracht der 
explodierenden Preise auch 
realistisch ausreiche. Gerade 
für den Standort Rostock tun 
sich viele Zweifel auf, vor allem 
in Anbetracht der Aussage des 
Chefs der Rostocker Stadtwerke, 
Oliver Brünnich, welcher 
eindringlich davor warnt, dass 
sich die Mehrheit der Bürger der 
Hansestadt ab dem Folgejahr 
ihre Energie versorgung 
kaum noch leisten könne. 
Nach seiner Aussage würde 
selbst Besserverdienern eine 
ungeahnte Kostenexplosion 
bevorstehen. Die umstrittene 
Gasumlage tritt zum 
ersten Oktober 2022 in 
Kraft. Hinsichtlich dieser 
heiklen Thematik haben 
wir uns mit dem Rostocker 
Landtagsabgeordneten der AfD, 
Michael Meister, getroffen. 

Redaktion: Herr Meister, 
wie ordnen Sie die kürzlich 
getät igten Aussagen des 
Herrn Brünnich in der Ostsee-
Zeitung ein?  

Meister: Ich schätze Herr 
Brünnich sehr und kann seine 
dringliche Besorgnis um 
unsere Mitbürger in Rostock 
nachvol lz iehen.  Für  die 
Stadtwerke stellt sich die Frage 
leider nicht, ob und in welcher 
Höhe diese die Energiepreise 
erhöht werden. Die Preise 
macht nicht Herr Brünnich, 
sondern die Zulieferer. An den 
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Energiebörsen hat sich der Preis 
für Gas verzwölffacht, für Strom 
müssen die Stadtwerke im 
Einkauf neunmal so viel zahlen 
wie noch vor einem Jahr. Deren 
Preise wiederum sind eine 
direkte Folge und Antwort auf 
die katastrophal gescheiterte 
Energiewende des Bundes 
und deren nicht weniger 
inkompetente Implemen-
t ierung auf  Landesebene.  

Redaktion:  Welche Maß-
nahmen gilt es angesichts 
dieser die Bürger wie auch 
den Industriestandort Rostock 
gefährdenden Entwicklung in 
Angriff zu nehmen? 

Meister: Eines ist absolut 
sicher und unbestreitbar: 
Diese missliche Lage unseres 
Landes ist hausgemacht. Weder 
die unser Land ruinierenden 
Politiker in Berlin noch die unter 
der Führung der  Ministerprä-
sidentin Manuela Schwesig 
bestehende Koalitionsregierung 
aus Linken und SPD sind in der 
Lage, mit ihrer aktuellen Politik 
dieser wiederum durch ihre 
eigenen Verfehlungen herbeige-
führten Misere Abhilfe zu 
schaffen. Entlastungspakete 
aus Steuergeldern sind nicht 
hilfreich. Denn schlussendlich 
werden die durch den Bund 
und das Land  implementierten,  
sogenannten Entlastungs -
pakete zu einem Bumerang, 
der sich in den kommenden 
Jahren für die Bevölkerung und 
Wirtschaft zu einem noch nicht 
überschaubaren Belastungs-
paket entwickeln wird. Dass 
wir Nord Stream 2 reparieren, 

öffnen und die inef f iz ien-
ten Sanktionen gegenüber 
der russischen Föderation 
einstellen müssen, steht außer 
Frage. Tatsache ist, dass die 
Bundesregierung auf dem 
diplomatischen Parkett versagt 
hat. 

Redaktion: Welche konkreten 
Maßnahmen lassen sich Ihrer 
Ansicht nach in Anbetracht 
dieses düsteren Szenarios in 
Angriff nehmen? 

Meister: Die Stadtwerke 
Rostock sind aktuell leider 
gezwungen, die von unserem 
inkompetenten Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck 
und seinen Energielobbyisten 
beschlossene Gasumlage 
an die bereits leidenden 
Rostocker weiterzugeben. Ich 
setze mich vehement für die 
Planungssicherheit auf Seiten 
der Verbraucher wie auch der 
Stadtwerke ein. Der Forderung 

nach einem von der Politik bere-
itgestellten Schutzschild im Falle 
von Zahlungsausfällen und –
engpässen ist meines Erachtens 
dringend nachzukommen. Die 
Rostocker Stadtwerke gehen 
in Vorkasse bei der Energielie-
ferung. Daher bedarf die Zukunft 
dieses Unternehmens unserer 
vollen Aufmerksamkeit. Für die 
Zukunft gilt es ebenso, sich der 
von der Rostocker Bürgerschaft 
beabsichtigten Abkehr von 
Fernwärme durch Steinkohle-
kraftwerke entgegenzustellen. 

Die Abwärme macht 
bis  zu 30 Prozent  der 
F e r n w ä r m e v e r s o r g u n g 
der  Stadt aus. Das Kraftwerk 
muss logischerweise so lange 
wie möglich am Netz bleiben, 
insofern die Abwärme sowieso 
entsteht und wir demnach 
vor zwei Optionen stehen: sie 
ergiebig zu nutzen oder sie ohne 
Sinn und Verstand verpuffen zu 
lassen.
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Bei den sogenannten Distanz-
Elektroimpulsgeräten werden 
aus einem Abstand von 
zwei bis fünf Metern mit 
Draht verbundene Pfeile 
abgeschossen. 

Für den Getroffenen ist das 
schmerzhaft. Der Pfeil dringt 
einen Zentimeter tief in die Haut 
ein und gibt einen Stromimpuls 
ab. Damit sollen Polizisten 
einen Angreifer auf Distanz 
halten können - ohne das Risiko 
einer tödlichen Verletzung. 
Einige Bundesländer rüsten 
ihre Polizisten bereits komplett 
mit solchen Geräten aus. 
Das Land Mecklenburg-
Vorpommern gehört bisher 
nicht dazu. Bisher verfügt 
hier lediglich das SEK über 
Distanz-Elektroimpulsgeräte. 
Im September wurde in 
Greifswald ein Polizist bei 
einem Routineeinsatz von 
einem Syrer so schwer verletzt, 

Weshalb gibt es bei unserer 
Polizei noch keine 

Distanz-Elektroimpulsgeräte?

 

dass er Hirnblutungen erlitt 
und intensivmedizinisch 
betreut werden musste. Ein 
Distanz-Elektroimpulsgerät 
hätte hier wahrscheinlich 
helfen können, diese Eskalation 
zu verhindern. „Immer wieder 
kommt es wegen Lappalien 
zu schweren Übergriffen 
auf Polizeibeamte durch 
Migranten und Asylbewerber“, 
so der Vorsitzende der 
A f D - L a n d t a g s f r a k t i o n , 
Nikolaus Kramer. „Schon 
lange fordern wir die 

flächendeckende Ausstattung 
der Landespolizei mit Distanz-
E l e k t r o i m p u l s g e r ä t e n . 
Als Politiker ist es unsere 
Aufgabe, diejenigen zu 
schützen, welche uns schützen“, 
so Kramer weiter. Im konkreten 
Falle des Syrers müsse natürlich 
zunächst geklärt werden, 
ob dieser hier überhaupt 
aufenthaltsberechtigt war oder 
ob durch eine Abschiebung 
wieder einmal eine schwere 
Straftat hätte verhindert werden 
können.
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Im Sommer sorgte das Gerichts-
urteil für großes Entsetzen: 
F ü r  die Vergewaltigung eines 
11-jährigen Mädchens im 
Schlosspark in Neustrelitz muss 
der afghanische Täter noch 
nicht einmal ins Gefängnis. 
Die Strafe wurde zur Bewäh-
rung ausgesetzt. Hinzu kommt, 
dass die Person bereits vor 
der Einreise nach Deutschland 
einen Asylantrag in Bulgarien 
gestellt hatte. Nach geltender 
Rechtslage besteht in unserem 
L a n d  d e m n a c h  ü b e r h a u pt 
keine Verfahrenszuständigkeit.  

Doch damit nicht genug. Die 
Landesregierung in Schwerin 
weiß noch nicht einmal, ob 
der Täter mit aufenthaltsrecht-
lichen Konsequenzen, also 
e i n e r  Abschiebung, rech-
nen muss. Dies ergibt sich aus 
der Antwort der Landesregie-
rung auf eine Kleine Anfrage 

des migrationspolit ischen 
Sprechers der AfD-Landtags-
fraktion, Jan-Phillip Tadsen. 
Heikel ist hierbei der Grund: Die 
Identität des Verurteilten sei noch 
nicht abschließend geklärt.   

Die offenen Grenzen und die 
vielen illegalen Einreisen sind 
ein echtes Sicherheitspro-
blem. „Innenminister Pegel 
täte gut daran, sich die offiziel-
le Statistik des Bundeskrimi-
nalamtes einmal genau anzu-
sehen. Demnach sind Deutsche 
nämlich viermal häufiger Opfer 
von Zuwanderern als umge-
kehrt“, so Tadsen. 

„Gerade vor diesem Hinter-
grund erwarte ich, dass sich 
die Landesregierung für echten 
Grenzschutz und zügige Abschie-
bungen verurteilter Straftäter 
einsetzt“, so Tadsens weiterhin 
hochaktuelle Forderung. 

Afghanischer 
Vergewaltiger: 
Darf er in 
Deutschland 
bleiben?

L e u c h t t u r m  H e r b s t  2 0 2 2
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Der Landtag hat in einer 
der vergangenen Sitzungen 
einen Gesetzentwurf  der 
AfD-Fraktion abgelehnt, welcher  
Landwirten die Mährichtung 
bei der Mahd vorgeschrieben 
hätte. Die Mährichtung ist 
mitverantwortlich für das Leid 
und den in großen fünfstelligen 
Zahlen zu verbuchenden Tod 
von Wildtieren. Das Land 
Mecklenburg-Vorpommern ist 
bundesweit Schlusslicht bei der 
Rehkitzrettung im Vorfeld der 
Futtermahd. Tierretter fordern 
bessere Schutzmaßnahmen, 
um die erschreckende Zahl 
von schätzungsweise 26.000 zu 
Tode kommenden Jungtieren 
pro Jahr zu reduzieren. Ricken 

verstecken die Jungtiere oft im 
hohen Gras, um sie vor Räubern 
zu schützen. Dort sind sie für 
Menschen meist nicht mit 
bloßem Auge zu erkennen.
 
„Eine wie in dem Gesetzesent-
wurf eingeforderte Festschrei-
bung der Mahd von innen nach 
außen würde den Tieren die 
Möglichkeit zur Flucht geben 
- entsprechend ihres instinkti-
ven Fluchtverhaltens“, erklärt 

Gesetzentwurf der AfD zum 
Schutz von Rehkitzen im Landtag 

abgelehnt

dazu Thore Stein, Sprecher 
für Natur- und Umweltschutz 
der AfD-Fraktion. Auch die 
Ablehnung des Gesetzentwur-
fes durch die anderen Fraktio-
nen in Landtag kommentiert 
Stein: „Selbst einem so klaren, 
so wünschenswerten Gedan-
ken wie der Vermeidung von 
Tierleid wird im pathologischen 
Widerwillen zur AfD mit faden-
scheinigen Gründen wider-
sprochen.“

L e u c h t t u r m  H e r b s t  2 0 2 2
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Schweriner Literaturtage: 
Wir brauchen mehr 
echte Literaturkritik!

Begegnungen,  Lesungen, 
Gespräche. Ab dem 12. 
Oktober finden in Schwerin 
die Literaturtage statt . 
Belletristik bis Sachbuch, von 
anspruchsvollen Themen bis 
Unterhaltung. Das Programm 
hält wieder ein breites 
literarisches Spektrum bereit. 
Dabei steht auch wieder das 
gemeinsame Diskutieren mit 
Menschen unterschiedlicher 
Nationen und Sprachen auf 
dem Programm. Ein wichtiger 
Aspekt der Literatur, die 
häufig eine Vielzahl von 

Interpretationsmöglichkeiten 
bietet. „Gerade deshalb können 
die Schweriner Literaturtage 
einen wertvollen Beitrag zum 
Verständnis von Literatur leisten.  
Es geht um Interpretation, Kritik 
und Diskussion“, meint die 
kulturpolitische Sprecherin der 
AfD-Landtagsfraktion, Dr. Eva 
Maria Schneider-Gärtner. 

„Die Entscheidung des 
Ravensburger Verlags, sein 
Winnetou-Buch zurückzuziehen, 
hat Fakten geschaffen und 
zwingt der Gesellschaft die 

Interpretation des Werks im 
Sinne des Postkolonialismus 
auf.  

Man muss Kritk an derartigen 
Zensurmaßnahmen unter dem 
vorgeblichen Pseudo-Argument 
der Diskriminierung indigener 
Völker üben. Es drängt sich der 
Eindruck auf, dass das Ganze 
eine Scheindiskussion ist. 

Denn in unserer aktuellen 
selbsterzeugten Krise, in 
der Millionen um das reine 
Überleben kämpfen, ist die 
Debatte nicht nur so unnötig 
wie ein Kropf, sondern 
geht ganz offensichtlich 
ü b e r  e i n e  m a n i s c h e 
Ideologiegetriebenheit hinaus, 
welche offenbar den Sinn 
und Zweck verfolgt, von den 
tatsächlichen, drängenden 
Problemen abzulenken. 

„Allgemein gilt zu sagen: 
Zensurmaßnahmen lehnen wir 
ab. Das erinnert uns an dunkelste 
Zeiten. Da wollen wir nicht hin. 
Ich hoffe, dass die Schweriner 
Literaturtage dazu beitragen, 
die Wertschätzung von Literatur 
zu steigern, zu der auch immer 
verschiedene Interpretationen 
und Diskussionen gehören“, so 
Schneider-Gärtner weiter.

L e u c h t t u r m  H e r b s t  2 0 2 2
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Der Schaden für das Ansehen 
des gesamten öffentlich-recht-
lichen Rundfunks ist immens. 
Die Affäre um angebliche 
Vetternwirtschaft und auf-
fällige Privilegien für die zu-
rückgetretene ARD-Chefin und 
RBB-Intendantin Schlesinger 
trifft den gesamten öffentlich-
rechtlichen Rundfunk.  Es geht 
nicht nur um Geld, sondern 
um Strukturen. Große Sender 
in Frankreich und Großbritan-
nien werden bereits gesund-
geschrumpft. 

Und was ist bei uns? Rund 
sechs Milliarden Euro pro 
Jahr nehmen die öffentlich-
rechtlichen Sender aus dem 
Rundfunkbeitrag ein.  Die 
Gehälter  der Intendanten 
liegt bei allen Sendern über 
240.000 Euro pro Jahr und das 
teilweise deutlich. 
  
Der Norddeutsche Rundfunk 
hat unterdessen ein anderes 
Problem: Es gibt Vorwürfe, 
wonach es unter anderem 
bei  der  Berichterstattung 
für das Ressort Politik im 
Landesfunkhaus des NDR 
Schleswig-Holstein in Kiel 
eine Art Filter durch die Vorge-
setzten geben könnte.  

Dabei  geht es beispiels-
weise um ein Interview, das ein 
NDR-Journalist habe führen 
wollen, was seine Vorgeset-
zten aber abgelehnt hätten. 
Hierbei geht es also nicht um 
Geld, sondern - fast schlimmer 
- um die Glaubwürdigkeit des 
öffentlich-rechtlichen Rund-
funks. Regelmäßige Umfragen 

der Forschungsgruppe Wahlen 
ergeben übrigens seit Jahren 
schon ein immer geringer wer-
dendes Vertrauen in den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk. Laut 
einer aktuellen Civey-Umfrage 
halten 48 Prozent der Befrag-
ten die Öffentlich-Rechtlichen 
für irrelevant. „Nicht nur die 
jüngsten Skandale um Macht-
missbrauch, Verschwendung 
und Vetternwirtschaft zeigen, 
dass eine Reform wichtiger denn 
je ist“, meint der medienpoli-
tische Sprecher der AfD-Land-
tagsfraktion, Thomas de Jesus 
Fernandes. Aus diesem Grund 
haben sich die AfD-Fraktionen 
der einzelnen Bundesländer im 
Rahmen eines Treffens auf ein 
gemeinsames Konzept für die 
notwendige Reform geeinigt. 
„Es bedarf einer gründlichen 
Aufarbeitung der Skandale. 
Dazu müssen mindestens 

in den Landesparlamenten  
Berlins und Brandenburgs  
parlamentarische Untersu-
chungsausschüsse eingerichtet 
werden“, so de Jesus Fernan-
des. Nach der Aufarbeitung der 
Skandale müssen demnach die 
Kündigung und Neuauflage der 
Staatsverträge, Reduktion des 
öffentlich-rechtlichen Rund-
funks auf seine Kernaufgaben 
– analog zum AfD-Konzept des 
Grundfunk-Modells – sowie der 
Wegfall des Rundfunkbeitrag 
folgen. 

„Statt außertariflicher Verträge 
und undurchsichtiger Bonus-
zahlungen, sollen sich die 
G e h ä l t e r  i m  ö f f e n t l i c h -
rechtlichen Rundfunk an den 
Tarifverträgen des Öffentlichen 
Dienstes orientieren“, erklärt 
de Jesus Fernandes das nun 
notwendige Vorgehen.

Skandalträchtiger 
öffentlich-rechtlicher Rundfunk: Re-
form längst überfällig! 

L e u c h t t u r m  H e r b s t  2 0 2 2
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Maskenpfl icht in Innenräu-
m e n ,  Te st n a c h w e i s p f l i c h t 
mit Ausnahmen für frisch ge-
impfte und genesene Perso-
nen, weitere Verschärfungen 
und Beschränkungen im Kultur- 
und Freizeitbereich in Veran-
twortung der Länder: Corona 
ist wieder da – könnte man 
zumindest meinen, wenn man 
den Worten des Bundesge-
sundheitsministers  Lauter-
bach Glauben schenkt oder 
sich das von der Regierungs-
k o a l i t i o n  b e s c h l o s s e n e 
Infektionsschutzgesetz ansieht. 
Das ver wundert  durchaus, 
denn das Virus schwächt sich 
mit jeder Mutation weiter ab. In 
Frankreich, wo zurzeit praktisch 

ke i n e  C o ro n a - M a ß n a h m e n 
aktiv sind, sind deshalb auch 
für den Herbst keine geplant. In 
Großbritannien und Dänemark 
sieht es ähnlich aus. In Spanien 
sollen lediglich die Bürger dazu 
aufgerufen werden, sich frei-
willig impfen zu lassen. Wieso 
tanzt  Deut-schland derart 
aus der Reihe? „Das ist völlig 
unverständlich.  Zum einen 
deutet derzeit absolut nichts 
darauf hin, dass das Virus im 
Herbst gefährlicher sein könnte 
als eine herkömmliche Grippe. 
Z u m  a n d e r e n  k a m  d e r 
S a c h v e r s t ä n d i g e n a u s -
schuss zur Evaluierung der Co-
rona-Maßnahmen zu einem 
vernichtenden Urteil über die 

von der Regierung verordne-
ten Corona-Einschränkungen 
der Vergangenheit“,  so der 
Sprecher der AfD-Fraktion für 
Gesundheitspolitik , Thomas 
de Jesus Fernandes.  
 
„ I n s b e s o n d e re  m ü s s e  d i e 
einrichtungsbezogene Impf-
pflicht abgeschafft werden. 
Bayern geht schon jetzt einen 
Sonderweg und wird keinen 
Nachweis über eine dritte 
I m p f u n g  v e r l a n g e n .  D a s 
z e i g t :  E i n e  L a n d e s r e -
gierung kann sehr wohl von 
sich aus tätig werden.  

Das einzig Richtige wäre jetzt 
allerdings die komplette Ab-
schaffung der einrichtungsbe-
zogenen Impfpflicht. Wir haben 
einen Mangel an Pflegekräften. 
Es ist einfach unverantwortlich, 
diese wenigen Fachkräfte dann 
auch noch mit Bußgeldern und 
Arbeitsverboten zu bedrohen. 
Wir haben diese Problematik 
wiederholt in den Landtag ge-
bracht und Schwesig aufge-
fordert, sich in Berlin für die 
A b s c h a f f u n g  e i n s e t z e n . 
Passiert  ist  b isher  nichts . 
Schwesigs verfehlte Polit ik 
droht, die Pflegesicherheit in 
den Heimen und Krankenhäu-
sern in unserem Bundesland 
zu gefährden“, so Thomas de 
Jesus Fernandes.

Coronamaßnahmen in Herbst: 
Was kommt da auf uns zu?

L e u c h t t u r m  H e r b s t  2 0 2 2



1 0

Fischsterben in der Oder: 
AfD für Ursachenforschung, Hil-
fsgelder und Neubesatz 
 

D i e  S u c h e  n a c h  d e r 
Ursache des Fisch- und 
Muschelsterbens in der Oder 
ist noch nicht abgeschlossen. 
Seit Anfang August war aus 
dem deutsch-polnischen 
Grenzfluss tonnenweise toter 
Fisch geborgen worden. 
Mehrere hundert chemische 
S u b s t a n z e n  k ö n n t e n 
a ls  Mi tv e rursa c he r  de r 
Umweltkatastrophe in Frage 
kommen.  

„Als Erstes muss natürlich 
Ursachenforschung betrieben 
werden.  Sol l te  es  s ich 
be wahrheiten,  dass der 
Grund für das massenhafte 
Verenden der Tiere in Polen 
zu suchen ist, frage ich mich 
natürl ich,  warum unser 
Nachbarland uns nicht eher 
informiert hat. Eine echte 
Partnerschaft sieht jedenfalls 
a n d e r s  a u s “,   m e i n t  d e r 
fischereipolitische Sprecher 
der AfD-Fraktion im Landtag 
Mecklenburg-Vorpommern, 
Paul Timm. Es müssten 
schnell und unbürokratisch 
H i l f s ge l d e r  a n  F i s c h e r 

gezahlt werden, die dadurch 
in ihrer Er werbstätigkeit 
b e e i n t rä c h t i g t  w e r d e n , 
sagte Timm mit Blick auf 
die  Binnenf ischer.  „E in 
Fischsterben schadet nicht 
n u r  u n s e re n  F i s c h e r n , 
sondern bringt auch das 
g e s a m t e  ö k o l o g i s c h e 
Gleichgewicht der Ostsee 
durcheinander. Deshalb muss 
die Landesregierung schon 
frühzeitig ein Konzept für 
den schonenden Neubesatz 
ausarbei ten“,  so  T imm 
weiter.  

In Zukunft solle zudem ein 
engmaschiges Monitoring des 
Flusses erfolgen. Dies könnte 
z u k ü n f t i g e  ö k o l o g i s c h e 
S c h i e f l a g e n  f r ü h z e i t i g 
erkennen und bestenfalls im 
Vorfeld unterbinden.

L e u c h t t u r m  H e r b s t  2 0 2 2
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„Wenn der Strom weg ist , 
ist der Wunsch nach einem 
Elektriker größer, als nach 
einer weiteren Stimme im 
Historikerstreit“, mit diesen 
Worten wies die AfD-Fraktion 
in ihrem Antrag zur Stärkung 
der dualen Berufsausbildung 
a u f  d e n  d e r z e i t i g e n 
Akademisierungswahn hin.  

Denn während die  Uni-
versitäten und Hochschulen 
in den letzten Jahren mit 
Studenten geflutet wurden, 
e n ts c h e i d e n  s i c h  i m m e r 
weniger Jugendliche für eine 
duale Berufsausbildung. Die 
Politik hat es bisher noch nicht 
geschafft ,  die Attraktivität 
der dualen Berufsausbildung 
deutlicher herauszustellen.

Deshalb brachte die AfD-
Fraktion bereits  während 
d e r  H a u s h a l ts b e rat u n ge n 
einen Antrag ein, der die 
Berufsschüler bei den Fahrt- 
und Unterbringungskosten 
d e u t l i c h e r  u n t e r s t ü t z e n 
will. Die derzeitigen Beträge 
resultieren noch aus dem 
Jahr 2018. Seitdem stiegen 
die Kosten für Benzin und 
Unterkunft allerdings massiv 
an. 

„Hier besteht also Handlungs-
bedarf.  Wenn wir wollen, 
dass es auch in einigen 
Jahren noch Handwerker 
und Installateure gibt, muss 
das Land hier unbedingt 
f i n a n z i e l l  u n t e r s t ü t z e n “, 
e r l ä u t e r t  d a z u  d e r 
bildungspolitische Sprecher 
der  AfD-Landtagsfrakt ion, 

Enrico Schult. Bei den eigenen 
Fachkräften, dem Nachwuchs 
für die Landesverwaltung, ist 
man indes nicht so knausrig.    
In den vergangenen fünf Jahren 
wurden für Kampagnen- und 
Werbemaßnahmen zwecks 
Nachwuchsge winnung der 
Behörden und Ministerien 
7,9 Millionen Euro Steuergeld 
ausgegeben. Dem AfD-Antrag 
für die Stärkung der dualen 
Berufsausbildung wollten die 
anderen Fraktionen jedenfalls 
so nicht folgen. Man tut 
schon reichlich, konnte aber 
nicht erklären, warum zum 
Anfang dieses Lehrjahres im 
Bereich der Arbeitsagentur 
Nord immer  noch 3900 
Stellen unbesetzt geblieben 
sind. „Wir sind zuversichtlich, 
dass sich an der Richtlinie 

demnächst doch noch was 
ändern wird. Zwei Monate 
nach unserem Appell in den 
Haushaltsberatungen änderte 
d a s  B i l d u n g s m i n i ste r i u m 
seinerseits die Bemessungs-
grenzen. Mit dem jetzigen 
Antrag haben wir deutlich 
gemacht, dass auch die Fahrt- 
und Unterbringungszuschüsse 
der Teuerungsrate angepasst 
werden müssen. 

Das Bildungsministerium wird 
gar  nicht  umhinkommen, 
u n s e r e n  Vo r s c h l a g  a u f -
zugre i fen,  obgle ich  man 
das dann wieder als eigene 
Idee verkaufen wird. Uns soll 
es recht sein: Hauptsache 
unsere Azubis werden endlich 
finanziell besser unterstützt“, 
so Enrico Schult.

AfD-Fraktion will die 
duale Berufsausbildung stärken 

 

gezahlt werden, die dadurch 
in ihrer Er werbstätigkeit 
b e e i n t rä c h t i g t  w e r d e n , 
sagte Timm mit Blick auf 
die  Binnenf ischer.  „E in 
Fischsterben schadet nicht 
n u r  u n s e re n  F i s c h e r n , 
sondern bringt auch das 
g e s a m t e  ö k o l o g i s c h e 
Gleichgewicht der Ostsee 
durcheinander. Deshalb muss 
die Landesregierung schon 
frühzeitig ein Konzept für 
den schonenden Neubesatz 
ausarbei ten“,  so  T imm 
weiter.  

In Zukunft solle zudem ein 
engmaschiges Monitoring des 
Flusses erfolgen. Dies könnte 
z u k ü n f t i g e  ö k o l o g i s c h e 
S c h i e f l a g e n  f r ü h z e i t i g 
erkennen und bestenfalls im 
Vorfeld unterbinden.
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Ist das geplante 
Nahverkehrsticket wirklich 

günstig?

Im dritten von der Bundes-
regierung beschlossenen 
Entlastungspaket befindet 
sich auch der Vorschlag für ein 
neues Nahverkehrsticket – als 
Nachfolger für das umstrittene 
9-Euro-Ticket. Diesmal soll der 
Preis höher liegen: Von einem 
Preis zwischen 49 und 69 Euro 
pro Monat ist die Rede. Dafür 
könnte man den gesamten 
Personennahverkehr in Deuts-
chland nutzen. Doch kaum war 
dieses Ticket vorgeschlagen, 
begannen die Diskussionen. 
Die Erfahrungen mit dem 
9-Euro-Ticket im Sommer 
waren keineswegs aus-
schließlich positiv: Züge 
waren teilweise hoffnungs-
los überfüllt und mussten von 
der Polizei geräumt werden. 
Für Nahverkehrsunterneh-
men hat  sich der Reinigungs-
aufwand vervielfacht. In der 
Anonymität der Menschen-
mengen mehrten sich auch 
Fälle von Vandalismus.  
 
Stellt sich die Frage: Wird das 
bei dem neuen Nahverkehrs-
ticket auch so sein? Zunächst 
ist noch unklar, ob es über-
haupt ein Ticket geben wird. 
Rund drei Milliarden Euro soll 
das Ticket kosten. Eineinhalb 
Milliarden möchte der Bund 
dazu beisteuern. Die übrigen 
eineinhalb Milliarden sollen 
von den Ländern kommen. Und 
da gehen die Probleme los. 
Denn in manchen Bundeslän-
dern ist das schlicht zu teuer. 
„Es ist ja nicht so, dass der 
Nahverkehr plötzlich günstig 
wird – er bleibt genauso teuer 
wie zuvor. Nur wird er nun viel 

stärker von Steuergeldern sub-
ventioniert als vorher“, erklärt 
der verkehrspolitische Spre-
cher der AfD-Fraktion, Stephan 
J. Reuken. „Das ist aus zwei 
Gründen problematisch: Zum 
einen finanzieren dadurch 
noch stärker jene Bürger den 
Nahverkehr, die ihn überhaupt 

nicht nutzen. Zum anderen 
fehlt das Steuergeld dann 
natürlich anderswo, wie zum 
Beispiel im Straßenbau oder 
in der Bildung. Dieses schein-
bare Geschenk der Regierung 
nimmt es nur an anderer Stelle 
von den Bürgern“, fasst Reuken 
den Sachverhalt zusammen.
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Ü b e r t r ä g t  d e r  Landes-
gesetzgeber den Kreisen 
und Gemeinden Aufgaben, 
bestimmt das Konnexitäts-
prinzip in unserer Landes-
verfassung, dass gleich-
zeitig Bestimmungen über 
die Deckung der Kosten 
getroffen werden müssen. 
Wenn die Erfüllung der 
übertragenen Aufgaben zu 
einer Mehrbelastung der 
Gemeinden und Kreise führt, 
ist dafür ein entsprechender 
finanzieller Ausgleich zu 
schaffen. So weit, so gut. 
Allerdings ist es nicht ein-
deutig und in Literatur und 
Rechtsprechung umstritten,  
ob dies auch gilt, wenn der 
A u f g a b e n s t a n d a r d 
der Kommunen durch 
Bundesrecht  verändert 
wird und eine früher bereits 
begründete Zuständigkeit 

der Kommunen unverändert 
aufrechterhalten bleibt. Das 
birgt für die Kommunen die 
Gefahr unkontrollierbarer 
Kosten. Di e  A f D - L a n d t a g s -
f r a k t i o n  wollte deshalb im 
September diesen Jahres die 
Landesverfassung von Mec-
klenburg-Vorpommern ändern: 
Es sollte klargestellt werden, 
dass den Kommunen keine kos-
tenintensiven Erweiterungen 
ihrer Aufgaben aufgebürdet 
werden können, nur weil ihnen 
einmal der entsprechende 
Aufgabenbereich per Landes-
gesetz übertragen worden ist.  

Keine Konkretisierung des 
Konnexitätsprinzips: 

Unkalkulierbare Kosten für die 
Kommunen? 

„Derzeit ist ein Rechtsstreit 
am Landesverfassungsgericht 
anhängig, in dem über genau 
diese Frage zu entscheiden 
ist“, sagt der rechtspolitische 
Sprecher der AfD-Fraktion, Horst 
Förster. „Dessen Entscheidung 
sollte aber nicht abgewartet 
werden, denn sollte das Gericht 
hier eine Regelungslücke 
sehen, wäre eine Änderung der 
Verfassung ohnehin geboten“, 
so Förster weiter. Die von der AfD 
angedachte Änderung der Lan-
desverfassung wurde allerdings 
von den anderen Fraktionen 
abgelehnt.
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Nikolaus Kramer  
Fraktionsvorsitzender	  
 
Nikolaus	 Kramer	 betreut	 die	 Städte	 Greifswald,	
Ueckermünde	 und	 Pasewalk	 sowie	 die	 Ämter	
Am	 Stettiner	 Haff,	 Torgelow-Ferdinandshof,		
Löcknitz-Penkun	 und	 Uecker-Randow-Tal.	 Er	 ist	
innenpolitischer	Sprecher	der	Fraktion.

Thore	Stein
Parlamentarischer	Geschäftsführer	  
 
Thore	 Stein	 betreut	 die	 Städte	 Ludwigslust,	
Parchim,	 Boizenburg/Elbe	 und	 Lübtheen,	 die	
Ämter	 Boizenburg-Land,	 Dömitz-Malliß	 und	
Zarrentin,	 die	 Ämter	 Grabow,	 Ludwigslust-Land	
und	 Neustadt-Glewe,	 Eldenburg	 Lübz,	 Parchimer	
Umland	 und	 Plau	 am	 See.	 Er	 ist	 fachpolitischer	
Sprecher	 der	 Fraktion	 für	 Forst-,	 Jagd-,	 und	
Denkmalschutzpolitik.

Thomas	de	Jesus	Fernandes	  
Stellvertretender	Fraktionsvorsitzender	 
 
Thomas	 de	 Jesus	 Fernandes	 betreut	 die	 Städte	
Neustrelitz	 und	 Waren	 (Müritz),	 die	 Gemeinde	
Feldberger	 Seenlandschaft,	 die	 Ämter	 Mecklen-
burgische	 Kleinseenplatte,	 Neustrelitz-Land,	 Mal-
chow,	 Röbel-Müritz	 und	 Seenlandschaft	 Waren.	
Er	 ist	 fachpolitischer	Sprecher	 für	Sport,	 Soziales,	
Medien	und	Gesundheit.

Enrico	Schult	  
Stellvertretender	Fraktionsvorsitzender	 
 
Enrico	Schult	betreut	die	Städte	Dargun	und	Dem-
min,	die	Ämter	Demmin-Land,	Jarmen-Tutow	und	
Peenetal/Loitz,	 Malchin	 am	 Kummerower	 See,	
Stavenhagen	und	Treptower	Tollensewinkel.	Er	 ist	
fachpolitischer	Sprecher	der	Fraktion	für	Bildungs-	
und	Schulpolitik.

Jan-Phillip	Tadsen	  
Stellvertretender	Fraktionsvorsitzender

Jan-Philip	Tadsen	betreut	die	Städte	und	Güstrow,	
die	 Ämter	 Bützow-Land	 und	 Güstrow-Land,
Crivitz,	 Goldberg-Mildenitz	 und	 Sternberger	
Seenlandschaft.	Er	ist	fachpolitischer	Sprecher	der	
Fraktion	für	Europa-	und	Migrationspolitik.

Horst	Förster	  
 
Horst	 Förster	 betreut	 die	 Stadt	 Neubrandenburg	
sowie	den	Landkreis	Müritz	und	das	Amt	Penzliner	
Land,	den	Landkreis	Mecklenburg-Strelitz	die	Ämter	
Friedland,	Neverin,	Stargarder	Land	und	Woldegk.	
Er	ist	fachpolitischer	Sprecher	der	Fraktion	für	Recht	
und	Justiz.

Petra	Federau	  
 
Petra	 Federau	 betreut	 in	 Schwerin	 die	 Stadtteile	
Ostorf,	Großer	Dreesch,	Haselholz,	Krebsförden,	Görries,	
Wüstmark,	Göhrener	Tannen,	 Zippendorf,	Neu	Zippen-
dorf,	Mueßer	Holz	und	Mueß	sowie	die	Stadt	Teterow,
die	 Ämter	 Gnoien,	 Krakow	 am	 See,	 Laage,	
Mecklenburgische	 Schweiz,	 und	 Schwaan.	 Sie	 ist	
fachpolitische	 Sprecherin	 für	 Energie-,	 Kinder-,	 Jugend-	
und	Familienpolitik.

Ihre
AfD-Fraktion
 im Landtag
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Jens	Schulze-Wiehenbrauk	  
 
Jens	 Schulze-Wiehenbrauk	betreut	die	Gemeinde	
Süderholz,	 die	 Ämter	 Franzburg-Richtenberg	
und	 Miltzow	 sowie	 die	 Stadt	 Anklam,	 die	 Äm-
ter	 Anklam-Land,	 Landhagen	 und	 Züssow.	 Er	 ist	
fachpolitischer	 Sprecher	 der	 Fraktion	 für	 Land-
wirtschaftspolitik.

Martin	Schmidt	  
 
Martin	Schmidt	betreut	in	Schwerin	die	Stadtteile	
Altstadt,	 Feldstadt,	 Paulsstadt,	 Schelfstadt,	Werd-
ervorstadt,	 Lewenberg,	 Medewege,	 Wickendorf,	
Schelfwerder,	 Weststadt,	 Lankow,	 Neumühle,	
Friedrichsthal,	Warnitz	und	Sacktannen,	die	Stadt	
Hagenow,	 die	 Ämter	 Hagenow-Land,	 Stralendorf	
und	Wittenburg.	Er	ist	fachpolitischer	Sprecher	der	
Fraktion	 für	 Finanz-,	 Haushalts-	 und	Wirtschafts-
politik.

Dr.	Eva	Maria	Schneider-Gärtner	  
 
Dr.	 Eva	 Maria	 Schneider-Gärtner	 betreut	 in	
Stralsund	 die	 Stadtgebiete	 Altstadt,	 Knieper-
vorstadt,	 Franken,	Tribseer,	 Lüssower	Berg,	Grün-
hufe	 und	 Langendorfer	 Berg,	 die	 Ämter	 Bergen	
auf	Rügen,	West-Rügen,	Nord-Rügen	und	Mönch-
gut-Granitz,	die	Städte	Sassnitz,	Putbus		und	Garz/
Rügen	sowie	die	Gemeinden	Gustow,	Poseritz	und	
Binz.	Sie	ist	fachpolitische	Sprecherin	der	Fraktion	
für	Kulturpolitik.

Paul-Joachim	Timm	 
 
Paul-Joachim	Timm	betreut	die	Städte	Ribnitz-Damgar-
ten,	 Marlow,	 Bad	 Doberan,	 Kröpelin,	 Kühlungsborn	
und	Neubukow,	die	Gemeinden	Zingst,	Satow,	Dum-
merstorf,	 Graal-Müritz	 und	 Sanitz,	 die	 Ämter	 Bad	
Doberan-Land,	 Neubukow-Salzhaff,	 Carbäk,	 Ros-
tocker	 Heide,	 Tessin,	Warnow-West,	 Darß/Fischland,	
Recknitz-Trebeltal,	Altenpleen,	Barth,	Niepars	und	von	
Stralsund	Knieper	West	und	Nord.	Er	ist	fachpolitischer	
Sprecher	der	Fraktion	für	Hochschulpolitik,	Fischerei,	
Verbraucherschutz	und	Tourismus.

Michael	Meister	  
 
Michael	Meister	betreut	das	gesamte	Stadtgebiet	
von	 Rostock.	 Er	 ist	 fachpolitischer	 Sprecher	 der	
Fraktion	für	Arbeitsmarktpolitik.

Jens-Holger	Schneider	  
 
Jens-Holger	 Schneider	 betreut	 Wismar,	 die	
Gemeinde	 Insel	 Poel,	 die	 Ämter	 Dorf	 Meck-
lenburg-Bad	 Kleinen,	 Gadebusch,	 Lützow-
Lübstorf,	 Neuburg	 und	 Neukloster-Warin,	 die	 Stadt	
Grevesmühlen,	die	Gemeinde	Boltenhagen,	die	Äm-
ter	Grevesmühlen-Land,	Klützer	Winkel,	Rehna	und	
Schönberger	Land.	Er	ist	fachpolitischer	Sprecher	der	
Fraktion	 für	 Kommunalpolitik,	 Digitalisierung,	 Reli-
gion	und	Tierschutz.	

Stephan	J.	Reuken	  
 
Stephan	J.	Reuken	betreut	die	Gemeinde	Herings-
dorf,	 die	 Ämter	 Am	 Peenestrom,	 Lubmin,	 Use-
dom-Nord	und	Usedom-Süd.	Er	ist	fachpolitischer	
Sprecher	 der	 Fraktion	 für	 Wohnung,	 Bau,	
Infrastruktur	und	Verkehr.

von
Mecklenburg-
Vorpommern
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Bund und Land haben 
gigantische Belastungspakete 
für die Bevölkerung geschnürt. 
Der wackelige Euro und 
d i e  m e n s c h e n u n w ü rd i ge 
Abgabenbelastung verbauen 
den Deutschen den Weg zum 
Wohlstand. Hinzu kommen 
Schuldentöpfe, die langfristig 
ein enges Korsett an die 
Daseinsvorsorge knoten. Den 
Todesstoß versetzen uns die 
sogenannte Energiewende 
und die Russland-Sanktionen. 
Die wird das Land nur mit einer 
scharfen Klinge abwehren können. 
Die Inflation und Mehrkosten 
können nur mit einer Hunderte 
Milliarden Euro schweren 
Entlastung gestemmt werden.  
 
Deshalb  hat  d ie  AfD-
Landtagsfraktion neben der 
Ursachenbekämpfung durch 
e i n e  E r w e i t e r u n g  d e r 
Energieangebote den Antrag 
im Landtag eingebracht, für 
Energieträger und Nahrungsmittel 
die Umsatzsteuer massiv zu 

Wir brauchen die größte 
Steuerentlastung der 

Geschichte und keine Gasumlage

senken. Die Landesregierung 
lehnte allerdings die Forderung 
ab, einen entsprechenden 
Gesetzentwurf im Bundesrat 
einzubringen.

 
Die Forderungen der 

AfD-Fraktion im Landtag:
 

Abschaffung der Gasumlage
 

Senkung der Mehrwertsteuer 
auf Grundnahrungsmittel 

auf 0 Prozent
 

Senkung der Mehrwertsteuer auf 
Erdgas auf 5 Prozent

Senkung der Mehrwertsteuer auf 
Energie auf 5 Prozent

Streichung aller Steuern und
       Abgaben auf Kraftstoffe  

Mehr als 56 Milliarden an 
S t e u e r g e l d - Ü b e r g e w i n n e n 
werden alleine durch die 
Inflation in Christian Lindners 

(FDP) Kasse neu generiert. 
„Das ist unverantwortlich“, 
f indet der f inanz-  und 
wirtschaftspolitische Sprecher 
der AfD-Fraktion im Landtag 
M e c k l e n b u rg -Vo r p o m m e r n , 
Martin Schmidt. „Die Bürger und 
Unternehmen brauchen jetzt 
massive, nachhaltige finanzielle 
Entlastungen, um Rücklagen für 
steigende Logistik-, Heizungs- und 
Energiekosten bilden zu können. 
Wenn die Preise durch Krieg, 
Energiewende, Gelddrucken und 
Sanktionen explodieren, dann 
müssen die Steuern runter und 
nicht rauf. 

Dass Steuersenkungen weiterge-
geben werden, konnten wir bei 
den temporären Senkungen der 
Umsatzsteuer zur Lockdown-
Zeit und beim sogenannten 
Tank-Rabatt im Sommer 2022 
beobachten. Sozialistische, rote 
Märchen, dass Konzerne dies 
nicht weitergeben, wurden durch 
die Praxis widerlegt“, so Schmidt 
weiter.
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die Inbetriebnahme von Nord 
Stream 2 sowie Laufzeit-
verlängerungen der sicheren 
und klimafreundlichen AKWs. 
Hinter diesen Forderungen steht 
neben der Versorgungssicher-
heit auch der Gedanke, dass 
innerer und äußerer Friede in 
Deutschland und Europa nur mit 
und nicht gegen Russland als 
Handelspartner möglich sei.  
 
„Eine von falschem Stolz und 
doppelbödiger Moral geleitete 
Symbolpolitik wird nie imstande 
sein, die dringlichen Probleme 
des Hier und Jetzt zu lösen.“ 
Federau fordert daher ein 
Bekenntnis zu praktischer 
Vernunft, Realpolitik und schnell 
umzusetzenden, wirksamen 
Lösungen.

Seit Wochen 
demonstrieren 

Bürger in 
Schwerin 

gegen die 
Energiepolitik

D a s  L a n d  s t e c k t  i n  e i n e r 
f u n d a m e n t a l e n  K r i s e . 
Galoppierende Energiepreise und 
die Unsicherheit über verlässliche 
wie ausreichende Zulieferung 
von Heizgas stellen Millionen 
Haushalte und die Wirtschaft 
vor eine ungewisse Zukunft.  
 
Es wurden mittlerweile einige 
Entlastungspakete beschlossen. 
Die politischen Maßnahmen 
stoßen jedoch vermehrt auf 
Unverständnis: zu undurchsichtig 
das Chaos um die Einberufung 
und Höhe der sogenannten 
Gasumlage, zu verwirrend das 
an den Steuerzahler gerichtete 
Wechselspiel von Belastungen 
und verpuffender Entlastungen.  
 
„Die uns alle einholende 
Energiekrise ist zunächst auf 
die komplett verfehlte Politik 
der Regierung zurückzuführen“, 
erklärt die energiepolitische 
Sprecherin der AfD-Fraktion, 
Petra Federau. Die Politikerin 
aus Schwerin bringt nicht nur 
im Landtag ihre Forderung für 
vernunftorientierte Energie-
politik ein, sondern fand sich 
auch seit Wochen immer freitags 
mit Anwohnern und Mitbürgern 
in der Landeshauptstadt vor 
den Toren des Schlosses ein, 
um gegen die Energiepolitik 
zu protestieren. „Auch an den 
jetzt wieder erforderlichen 
Montagsdemos der Bürger 
werden wir selbstverständlich 
teilnehmen“, so Petra Federau.  
 
Eine der Hauptforderungen 
der Demonstranten: die 
Beendigung der Sanktionen, 

L e u c h t t u r m  H e r b s t  2 0 2 2



1 8

Steigende Energiepreise werden zum 
Problem für die Lebensmittelproduktion 

Die Produktion von Düngemittel 
verbraucht viel Energie. Genau 
das wird nun angesichts der 
steigenden Preise zu einem 
Problem: Die Hersteller können 
die hohen Energiepreise nicht 
stemmen und könnten deshalb 
gezwungen sein, die Produktion 
ganz einzustellen. 

Aber ohne ausreichend Dünger 
sinkt auch die Qualität der 
produzierten Lebensmittel . 
Schon jetzt hat immer weniger 
Weizen einen Proteingehalt 
von mehr als zwölf Prozent. 
Wa s  e i n e  Vo ra u s s et zu n g 
dafür ist, dass der Weizen als 
h o c h w e r t i ge r  B a c k w e i ze n 
geeignet ist .  Auch andere 
Feldfrüchte sind von diesem 
Umstand betroffen, so dass 

die Landwirtschaft insgesamt 
mit empfindlichen Ertragsein-
b u ß e n  zu  kä m p fe n  h at . 
„Unzureichende Düngung führt 
zu unzureichender Versorgung 
der Pflanzen mit Nährstoffen“, 
erläutert der agrarpolitische 
Sprecher der Schweriner AfD-
Landtagsfraktion, Jens Schulze-
Wiehenbrauk, die derzeitige 
Situation. 

„Die Folge sind erhebliche 
Q u a l i täts m ä n ge l  b e i  d e r 
P ro d u kt i o n  u n d  E r t ra g s -
einbußen. Dies sorgt nicht nur in 
Deutschland für Angst vor einem 
drohenden Nahrungsmangel, 
sondern schürt auch bei den 
Landwirten große Ängste 
u m  i h r e  w i r t s c h a f t l i c h e 
Existenz.  Wozu das führt , 

h a b e n  d i e  b e r e c h t i g t e n 
Proteste der Landwirte in 
den Niederlanden gezeigt . 
Auch global gesehen fehlen 
durch die Kriegshandlungen 
in der Ukraine große Mengen 
lebenswichtiger Agrarprodukte 
am Weltmarkt. 

Dabei sind nicht nur die 
ste i ge n d e n  E n e rg i e p re i s e 
im Blick zu behalten. Die 
re st r i kt i v e n  Au f l a ge n  zu r 
Düngung, die Jahr für Jahr 
schärfer  werden,  nehmen 
den Landwirten jegl ichen 
Spielraum, um auf ihren Flächen 
ertragreich zu wirtschaften. 
Angemessene Düngung ist der 
Schlüssel zur Sicherung der 
Ernährung unseres Volkes“, so 
Schulze-Wiehenbrauk weiter.
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Wohnungsknappheit in MV – 
Migrationschaos überlastet 
die Kommunen!

Wie das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge 
( B A M F )  m i tte i l t ,  e r l e bt 
M e c k l e n b u r g -V o r p o m m e r n 
als Bundesland wieder einen 
rasanten Anstieg an Asyl-
bewerbern aus Krisenregionen 
wie  Afghanistan,  Syr ien 
und Irak. Knapp 60 Prozent
mehr Antragsteller verzeichnet 
das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) im 
Vergleich zum Vorjahr. Die 
Bereitstellung von Wohnraum 
im Bundesland ist bereits zum 
jetzigen Stand ein massives 
Problem. Abgesehen davon 
befindet sich Mecklenburg-
Vorpommern, bedingt durch 

seine Grenze zu Polen, seit 
Ausbruch des Ukrainekrieges 
i n  e i n e r  g e s o n d e r t e n 
Belastungss i tuat ion.  Den 
mahnenden Worten des 
Flüchtlingsrates über den 
knappen Wohnraum für 
Flüchtlinge, selbst in ländlichen 
Regionen, kann sich der 
kommunalpolitische Sprecher 
der  AfD-Frakt ion,  Jens -
Holger   Schneider, zwar an-
s c h l i e ß e n ,  k o n k r e t i s i e r t 
jedoch: „Die Verteilung der 
u k ra i n i s c h e n  F l ü c h t l i n ge 
nach dem bundesweiten 
V e r t e i l u n g s s c h l ü s s e l  i s t 
katastrophal gescheitert. Sie 
ist weit davon entfernt, fair 

oder adäquat ausgefallen 
zu sein“. Diese Auffassung 
tei lt  auch die Mehrheit 
(insgesamt zwölf ) der Bundes-
länder, welche an dem Punkt 
angekommen sind zu sagen, 
dass die aktuelle Belegung von 
Wohnraum keine Aufnahme 
von Flüchtlingen mehr zulässt. 
W a s  d e m  N o r d o s t e n 
zusätzlich noch bevorsteht: 
Das  Nachbar land Polen 
streicht zum Jahreswechsel die 
Sozialhilfen für Kriegsflüchtlinge 
aus der Ukraine im eigenen Land. 
In Hinblick auf die Kommunen 
zeichnet sich für Schneider das 
unweigerliche Chaos ab: „Unser 
Sozialstaat wirkt da natürlich 
wie ein Magnet. Die Kommunen 
sind schon jetzt durch die 
fa l s c h e  M i g rat i o n s p o l i t i k 
überlastet.“ An dieser Stelle gilt 
es das Detail zu betonen, dass 
Ukrainer mit ihrem seitens der 
Bundesregierung eingeräumten 
Sonderstatus unter das 2. 
Sozialgesetzbuch fallen. Konkret 
bedeutet das nach Aussage 
des Landtagsabgeordneten, 
dass selbige „entsprechende 
Ansprüche nach SGB 2 auch 
einklagen und damit den 
Wohnungsmarkt, vor allem 
in den Studentenstädten 
Greifswald und Rostock, in ein 
ungeahntes Chaos und die 
Situation in den Kommunen ad 
absurdum führen können“. 

Dies gilt es mit allen Mitteln zu 
verhindern, um – so Schneider 
–„ein friedliches Miteinander 
und Ordnung auf kommunaler 
wie auch landesweiter Ebene 
noch halbwegs gewährleisten 
zu können“.
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